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> Bunter Mix: So vielfältig wie die auf dem deutschen Markt zugelassenen
Medikamente sind die Möglichkeiten, Pharmazeutika im Internet einzu-
kaufen. Kunden müssen genau prüfen, ob der gewählte Anbieter seriös ist.

kamente nicht an Kinder ausge-
liefert werden dürfen, müsste ei-
gentlich selbstverständlich sein.
Trotzdem fehlten im Test auf ei-
nigen Päckchen entsprechende
Hinweise an die Boten.

Neben den 15 von Stiftung Wa-
rentest geprüften Versand -
apotheken gibt es im Internet
aber auch zahllose Anbieter
mehr oder weniger dubioser Art.
Hier ist Vorsicht geboten, denn es
besteht die Gefahr, an gefälschte
Medikamente oder in Deutsch-
land nicht zugelassene Wirkstof-
fe zu kommen. Das Bundesminis-
terium für Gesundheit hat einen
nützlichen Leitfaden herausgege-
ben, anhand dessen Kunden seri-
öse Online-Apotheken erkennen
können. Demnach sollten Bestel-

ler hellhörig werden, wenn re-
zeptpflichtige Mittel ohne Re-
zepteinsendung zu haben sind,
unbekannte Medikamente als
Wundermittel angepriesen wer-
den oder Verkaufspreise sehr
weit unter der üblichen Preis-
spanne im Internet liegen.

Auch Privatpatienten
können sparen

Fazit: Bei seriösen Versandapo-
theken können sich Kunden zu-
mindest darauf verlassen,
schnell mit den bestellten Medi-
kamenten beliefert zu werden.
Dabei ergeben sich neben den
Medikamentenpreisen weitere
Spareffekte, denn auch für re-
zeptpflichtige Arznei kann es
sich lohnen, bei einer Versand -
apotheke vorbeizuschauen: Vie-

>

le Anbieter gewähren über ver-
schiedene Bonussysteme zum
Beispiel eine Verrechnung der
Zuzahlung von 50 bis 100 Pro-
zent pro Rezept, Prämiensyste-

me oder Treueboni, die auch für
privatversicherte Kunden gelten.
Auch hier gilt es also, die Ange-
bote der verschiedenen Versen-
der genau zu vergleichen. br

Burn-out-Syndrom:

Wenn Erschöpfung
krank macht
Die Burn-out-Gefahr in Behörden wächst. Um über
Risikofaktoren, Warnzeichen und Prävention aufzu-
klären, haben die dbb akademie und die Akademie
Heiligenfeld aus Bad Kissingen eine Kooperation ge-
schlossen. Gemeinsam bieten sie Schulungen und
Seminare zum Thema „Gesundheit am Arbeitsplatz
– Prävention von Burn-out“ an. 

Die Zahlen des Gesundheitsre-
ports der Techniker Krankenkas-
se sind alarmierend: 2005 fehl-
ten Berufstätige im Schnitt 10,8
Tage. Jeder neunte Tag davon
geht auf das Konto von psychi-
schen Erkrankungen, darunter
das Burn-out-Syndrom. Burn-
out bezeichnet sowohl den Pro-
zess des Ausbrennens als auch
den Endzustand von totaler Er-
schöpfung und Müdigkeit,
wenn nichts mehr geht. Wegen
ihres grassierenden Anstiegs
wird die Krankheit in Fachbü-
chern als Epidemie der moder-
nen Gesellschaft bezeichnet.
Als besonders befallene Berufs-

gruppen galten bislang Men-

schen, die „Gefühlsarbeit“ leis-

ten wie Ärzte, Therapeuten, Al-

tenpfleger, Lehrer, Erzieher oder

Pfarrer. Inzwischen registrieren

Wissenschaftler eine neue Qua-
lität der Erkrankungsgefahr.
Ausbrennen kann heute jeder
Berufstätige, der nicht sorgsam
mit seinen Ressourcen umgeht.

Durch die gestiegenen fach-
lichen Anforderungen (hoher
Leistungs- und Termindruck,
Stelleneinsparungen, Umorga-
nisationen) und die Komple-
xität der Arbeitswelt (Konflikte
am Arbeitsplatz, mangelnde
Anerkennung, Sinnkrisen) sind
auch immer mehr Beamte und
Angestellte in der öffentlichen
Verwaltung vom Ausbrennen
bedroht. Die Wahrscheinlich-
keit steigt, wenn eine bestimm-
te Risiko-Persönlichkeit hinzu-
kommt wie idealistisch veran-
lagte Menschen, Perfektionis-
ten, Helfer oder „Nicht-Nein-Sa-
gen-Könner“.

Betroffene verändern zuneh-
mend ihre Einstellung zur Ar-
beit: Sie empfinden sie als inef-
fektiv und sinnlos und entwi-
ckeln einen inneren Wider-
willen gegen Menschen, die ih-
nen am Arbeitsplatz begeg nen.
Die Arbeit erledigen sie nur
noch mechanisch. Typisch für
ihre Eigenwahrnehmung ist das
Bild vom Abstrampeln im

Hams terrad. Burn-out kann sich

auch massiv auf die Gesundheit

auswirken – angefangen von

Konzentrationsstörungen und

Schlafproblemen über Kopf- und

Rückenschmerzen bis hin zu

Herz-Kreislauferkrankungen. 

Um zu verhindern, dass moti-

vierte Mitarbeiter zu Burn-out-

Opfern werden, bieten die dbb

akademie und die Akademie

Heiligenfeld in einer gerade ge-

schlossenen Kooperation Semi-

nare zur Prävention von Burn-

out an. Jedes Seminar wird nach

einem ausführlichen Briefing in-

dividuell konzipiert. In den Ver-

anstaltungen analysieren erfah-

rene Referenten bestehende

Probleme und erarbeiten mit

den Teilnehmern interaktiv prak-

tische Lösungen. Abschließende

Übungen und Trainings stellen

sicher, dass die Teilnehmer das

neue Rüstzeug langfristig im Ar-

beitsalltag anwenden können. 

Interessenten können sich 

direkt an Peter Reißer von der

dbb akademie wenden: 

Telefon 0 36 44.5 55 75, 

Fax 0 36 44.55 86 31 oder 

per E-Mail unter:

p.reisser@dbbakademie.de.     �

> Wenn nichts mehr geht: Burn-
out ist eine ernstzunehmende
Krisensituation im Beruf. 
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Einmischung 
zurückgewiesen

Als „unerträgliche Einmischung
in die Tarifauseinandersetzung
des öffentlichen Dienstes“ hat
die Deutsche Polizeigewerk-

schaft (DPolG) den – vom Ar-
beitsgericht Berlin vereitelten –
Versuch des Berliner Polizeiprä-
sidenten Dieter Glietsch be-
zeichnet, die Tarifbeschäftigten
der Berliner Polizei an Streik-
maßnahmen zu hindern. „Das
Berliner Arbeitsgericht versteht

> DPolG

> Rainer Wendt,
Bundesvor sitzender der DPolG

offensichtlich mehr von der In-
neren Sicherheit in dieser Stadt
als der Polizeipräsident“, sagte
der DPolG-Bundesvorsitzende
Rainer Wendt am 19. Februar
2008. Die angespannte Sicher-
heitslage in Berlin dazu zu nut-
zen, demokratische Grundrech-
te der Beschäftigten einzu-
schränken, sei ein absolut un-
tauglicher Versuch.“ �

Widersprüche nicht mehr
notwendig

Das Bundesministerium des In-
nern (BMI) hat in einem Rund-
schreiben vom 12. Februar
2008 an die obersten Bundes-
behörden die rückwirkende Er-
stattung der Praxisgebühr ab
dem Zeitpunkt der Urteilsver-

kündung durch das Oberver-
waltungsgericht (OVG) Münster
(12. November 2007) zugesagt
– für den Fall, dass das Bundes-
verwaltungsgericht die Ent-
scheidung des OVG Münster
bestätigen sollte. Eine rückwir-
kende Erstattung wird somit
unabhängig davon erfolgen, ob
zuvor Rechtsmittel eingelegt

> VBB

> Wolfram Kamm, 
Bundesvor sitzender des VBB

Arbeitsgruppe eingesetzt 

Die Bahngewerkschaften GDL,
GDBA und Transnet haben sich
auf den Einsatz einer gemein-
samen, siebenköpfigen Ar-
beitsgruppe verständigt. Sie
soll eine Kooperationsverein-
barung erarbeiten. Das teilten
GDL und GDBA am 19. Februar
2008 mit. Die Termine dazu
würden zeitnah festgesetzt.  

Laut GDBA ist es das Ziel der
drei Gewerkschaften, verbind-
liche Regelungen für den 

Erhalt des Sozialverbunds im
DB Konzern zu vereinbaren, so
Vorsitzender Klaus-Dieter
Hommel. �

wurden oder nicht.  Widersprü-
che gegen Beihilfebescheide, in
denen die Praxisgebühr abge-
zogen wurde, sind somit nicht
mehr erforderlich, teilte der
Verband der Beamten der
Bundeswehr (VBB) mit. �

> GDBA

> Klaus-Dieter Hommel, Bun-
des vor sitzender der 
Ver kehrs gewerk schaft GDBA



> Ludwig Eckinger, 
Bundes vor sitzender des VBE
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> Personalie 

Tarifpaket für AOKen

Die Gewerkschaft der Sozialver-
sicherung (GdS) hat sich in 
Tarifverhandlungen am 6. und 
7. Februar 2008 in Berlin mit der
AOK-Tarifgemeinschaft (TGAOK)
auf ein Tarifpaket verständigt,
das für die nächsten zwei Jahre
die Einkommensentwicklung
der Arbeitnehmer bei den Allge-
meinen Ortskrankenkassen re-
gelt. Wesentliche Punkte: Die
Vergütungen werden rückwir-
kend zum 1. Januar 2008 um 3,3
Prozent und zum 1. Januar 2009
um weitere 1,3 Prozent linear
angehoben. Damit werden die

Tabellenwerte dauerhaft um 
4,6 Prozent erhöht. Um den An-
forderungen des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes
(AGG) Rechnung zu tragen,
muss das bisherige Lebensal-
tersprinzip aufgegeben werden.
An die Stelle der zehn Altersstu-

fen treten ab 1. Oktober 2008
sieben Erfahrungsstufen mit zu-
nächst dreimal vier Jahren und
dann dreimal zwei Jahren Ver-
weilzeit. Für die Mehrzahl der
Beschäftigten ergeben sich da -
raus keine Veränderungen. GdS-
Bundesvorsitzender Klaus Dau-
derstädt bewertete das Tarifer-
gebnis als „fairen Kompromiss,
der den Arbeitnehmern der AOK
angemessene Teilhabe sichert
und den AOKen in der ungewis-
sen Situation vor der Einführung
des Gesundheitsfonds mittel-
fristig Planungssicherheit gibt“.

> GdS

> Klaus Dauderstädt,
Bundesvor sitzender der GdS

Nein zu 
Sondergym nasien 

Der Deutsche Philologenver-
band (DPhV) hat die Forderung
des türkischen Ministerpräsi-
denten Erdogan abgelehnt,  in
Deutschland spezielle Gymna-
sien für türkischstämmige Ju-
gendliche einzurichten, wo die
Schüler in ihrer  Muttersprache
unterrichtet werden. „Dies ist

> DPhV

> Heinz-Peter Meidinger,
Bundesvorsitzender des DPhV

Manfred Schell 65

Der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL), 
Manfred Schell, hat am 12. Februar
2008 seinen 65. Geburtstag gefeiert.
Schell, 1943 geboren, erle digte nach
seiner Lokführerausbildung alles, was
rund um eine Lokomotive zu tun ist.
1970 trat er als Lokomotivführer in
die GDL ein. Seit 1983 steht er an de-
ren Spitze. Seit 1989 ist er Präsident
der Autonomen Lokomotivführer-Ge-

werkschaften Europas. Im Jahr 2000 wurde Schell mit dem Bundes-
verdienstkreuz geehrt.  Die heutige Stärke der Gewerkschaft, so er-
klärte die GDL zu Schells Geburtstag, sei zum großen Teil sein Ver-
dienst – „nicht nur aufgrund des zehnmonatigen Tarifkonflikts mit
der Bahn“. So sei Schell 1990 mit seinem Stellvertreter nach Halle an
der Saale gegangen,  um dort die gewerkschaftliche Arbeit für Loko-
motivführer der Deutschen Reichsbahn aufzubauen. Der dbb
wünscht Kollegen Schell alles Gute, vor allem viel Gesundheit. �

Dies wäre der Weg in die Zerglie-
derung der deutschen Gesell-
schaft und nicht der Weg in die
gewünschte Integration. �

Schulpolitik „5“ 

Der Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) hat erneut die Kul-
tusministerkonferenz (KMK)
aufgefordert, im Bildungssys-
tem die Einhaltung formaler

Ansprüche an die Abschlüsse
nicht höher zu stellen als die
individuellen Bildungsansprü-
che der Kinder. Der VBE-
Bundesvorsitzende Ludwig
Eckinger sagte am 8. Februar
2008 mit Blick auf die G8-Ge-
spräche in der KMK: „Die Kon-
sequenz aus diesem falschen
bildungspolitischen Ansatz
heißt, dass die Kinder und Ju-
gendlichen der zugeordneten
Schulart angepasst werden
sollen. Durch diesen Denkfeh-
ler werden vor allem die
Grundschulen unter Druck ge-
setzt, als Zulieferanstalt zum
Gymnasium zu fungieren. Das
sind undemokratische Ansin-
nen, denn tatsächlich muss es
doch um die Bildung eines je-
den Kindes gehen, aber nicht
um das Sortieren in ‚falsche‘
und ‚richtige‘ Schülerinnen
und Schüler.“ �

> VBE

der absolut falsche Ansatz, um
die zugegebenermaßen zu nied -
rige Quote von Kindern mit Mi-
grationshintergrund an Gymna-
sien zu steigern“, sagte DPhV-
Bundesvorsitzender Heinz-Peter
Meidinger am 11. Februar 2008.

> Engere Zusammenarbeit 

Die Landesregierung, der niedersächsische dbb und seine Lehrer-
verbände wollen ihre Zusammenarbeit intensivieren. Thema in-
tensiver Erörterungen soll die Schulstrukturreform und deren Aus-
wirkungen auf die Personalvertretungen und das Personalvertre-
tungsgesetz sein, teilte der dbb niedersachsen am 18. Februar
2008 nach einem Gespräch mit Ministerpräsident Christian 
Wulff mit. �

> Polizeispiegel | dbb Seiten | März 2008



dbb > finale
m

it
g

li
e

d
sg

e
w

e
rk

sc
h

a
ft

e
n

46

> Bundesverdienstkreuz fürWolfgang Speck

Wolfgang Speck, Ehrenvorsitzender
der Deutschen Polizeigewerkschaft
(DPolG), ist mit dem Bundesver-
dienstkreuz am Bande geehrt wor-
den. Er nahm die von Bundespräsi-
dent Horst Köhler verliehene Aus-
zeichnung am 18. Februar 2008 aus
den Händen des baden-württem-
bergischen Innenministers Heribert
Rech entgegen. Damit wurden die
besonderen Verdienste gewürdigt,
die sich Speck „durch sein vielfälti-
ges ehrenamtliches Engagement

und sein außerordentliches Wirken für die Polizei in der gesamten
Bundesrepublik“ erworben hat, teilte die DPolG mit. �

Längere Arbeitszeit 
verfassungsgemäß 

Die Arbeitszeitverlängerung
für Beamte in Bayern ist ver-
fassungsgemäß. Das stellte
das Bundesverfassungsgericht
mit Beschluss vom 19. Februar
2008 fest, mit dem es die Be-
schwerde eines bayerischen
Beamten nicht zur Entschei-
dung annahm. „In Sachen Ar-

beitszeit wäre das Augenmaß
der Politiker gefragt gewesen“,
sagte Rolf Habermann, Vorsit-
zender des Bayerischen Beam-
tenbundes (BBB), zu der Ent-
scheidung. Das Beamtenrecht
lasse dem Gesetzgeber einen
weiten Spielraum. Wie dieser
genutzt werde, sei Abwä -
gungs frage, so Habermann.
Der BBB halte die Arbeitszeit-
verlängerung nach wie vor für
überzogen. �

> Rolf Habermann, 
Vorsitzender des Bayerischen
Beamten bundes BBB

> BBB

Nachschlag muss her  

Der dbb nrw hat einen „Nach-
schlag“ zu den für das Jahr
2008 beschlossenen Besol-
dungs-  und Versorgungserhö-

hungen (2,9 Prozent erst ab
1. Juli 2008) gefordert. Ange-
sichts des Einkommensrück-
standes, der aktuellen Preis-
steigerungsraten, der verbes-
serten Haushaltslage des Lan-
des und mit Blick auf die ak-
tuellen Tarif- und Besoldungs-
forderungen des dbb für den
Bundes- und Kommunalbe-
reich müsse sich die Landesre-
gierung endlich positiv be-
wegen, erklärte der Vorsitzen-
de des dbb nrw, Ralf Eisenhö-
fer am 8. Februar 2008 bei ei-
nem Gespräch mit Minister-
präsident Jürgen Rüttgers.

> dbb nrw

> Ralf Eisenhöfer,
Vor sitzender des 
dbb nordrhein-westfalen

Verzögerung ungerecht

Als ungerecht hat der Landes-
vorsitzende des dbb mecklen-
burg-vorpommern Dietmar

Knecht den Beschluss des Lan-
deskabinetts kritisiert, die Be-
soldungserhöhung von 2,9 Pro-
zent für die Beamtinnen und
Beamten des Landes erst zum
1. August 2008 umzusetzen. In
der „Schweriner Volkszeitung“
(Ausgabe vom 6. Februar 2008)
verwies Knecht darauf, dass
die Angestellten im Landes-
dienst bereits ab 1. Mai
2,9 Prozent mehr Einkommen
erhalten, während die Beam-
tinnen und Beamten noch drei
weitere Monate warten müss -
ten, um die Landeskasse zu
schonen. Schließlich sei die
Gleichbehandlung bei der Ge-
haltsentwicklung verfassungs-
rechtlich vorgeschrieben,
mahnte Knecht. �

> dbb mecklenburg-
vorpommern

> Dietmar Knecht,
Vorsitzender des 
dbb Mecklenburg-Vorpommern

Termin für Einigung 
festgesetzt

Die Gewerkschaft Deutscher Lo-
komotivführer (GDL) hat einen
Termin festgelegt, bis zu dem
die kompletten Tarifverträge
spätestens unterschrieben sein
müssen. Die GDL habe dem Ar-
beitgeber klargemacht, dass es
über den 7. März hinaus keine
Verhandlungen geben werde,
teilte die Gewerkschaft am 
20. Februar 2008 mit. „Wenn der
Lokomotivführertarifvertrag bis
dahin nicht unterzeichnet ist,
wird es unweigerlich zu Arbeits-
kämpfen kommen“, sagte GDL-
Chef Manfred Schell. Der Arbeit-
geber hatte am 20. Februar den
von der GDL abgelehnten Ent-
wurf des Grundlagentarifver-

> GDL

> Manfred Schell,
Vorsitzender der GDL

trags zurückgezogen und zuge-
sagt, der GDL bis zum 22. Febru-
ar 2008 einen neuen Entwurf
zuzuschicken, so Schell. Die GDL
hat mit dem Arbeitgeberver-
band vier weitere Verhandlungs-
termine zwischen 25. Februar
und dem 4. März vereinbart. Bis
zum 7. März müsse der Lokomo-
tivführertarifvertrag unterzeich-
net sein, so Schell. �

> Einheitliche Bankzulage gefordert 

Die VdB Bundesbankgewerkschaft hat eine einheitliche Bankzulage
von neun Prozentpunkten für die Bundesbankbeschäftigten in Zen-
trale, Hauptverwaltungen und Filialen gefordert. In einem Schrei-
ben appellierte die VdB am 15. Februar 2008 an den Bundesbank-
vorstand, Angebote aus der Politik zu neuen Gesprächen über dieses
Problem anzunehmen. Die VdB Bundesbankgewerkschaft  habe da-
zu auch einen Gegenfinanzierungsplan vorgelegt. �

> Aufschwung auch für Ältere 

„Der wirtschaftliche Aufschwung muss endlich auch den Angehöri-
gen der älteren Generation zugute kommen. Sie haben einen An-
spruch darauf, angemessen beteiligt zu werden“, schrieb der Vorsit-
zende des Seniorenverbandes BRH, Herbert Bartsch, am 8. Feb ruar
2008 an Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen. Der Wohl-
stand  von heute sei nicht zuletzt auf die Arbeitsleistung der Rent-
nergeneration zurückzuführen. �
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Musik wird oft nicht
schön gefunden, weil sie
stets mit Geräusch verbunden,
so 1872 die Erkenntnis von Wil-
helm Busch, die inzwischen Ein-
gang in die Politik der EU gefun-
den hat. Eine Lärmschutzrichtli-
nie für Musiker ist in Vorberei-
tung, die sie – wie alle anderen
Arbeitnehmer auch – davor
schützen will, während eines
durchschnittlichen Arbeitstages
mehr als einer maximalen Laut-
stärke von 85 Dezibel ausgesetzt
zu werden. Bei Wagners Tann-
häuser werden in den Konzert-
gräben locker 120 Dezibel er-
reicht, von modernen Rockkon-
zerten ganz zu schweigen. Die
Folge: Wagner light, Plexiglas-
scheiben zwischen den Musi-
kern oder besondere Ohrenstöp-
sel (die gibt es wirklich) verwen-
den. Aber keine EU-Verordnung
ohne Ausnahme: In denkmal -
geschützten Gebäuden darf
weiterhin kräftig auf die Pauke
gehauen werden.

Das Rauchverbot ist
seit dem 1. Januar in aller Mun-
de, und die Pro- und Contra-Dis-
kussionen nehmen zum Teil gro-
teske (Lungen-)Züge an. So lan -
deten Altkanzler Helmut Schmidt
und seine Frau Loki vor dem Ka-
di, aber immer weniger Instru-
mente – zumindest in Irland – 

>

>

in der Werkstatt. Bereits vor drei
Jahren wurde auf der Grünen In-
sel das Rauchen in allen öffent-
lichen Gebäuden, einschließlich
der Pubs, verboten, und seitdem
müssen Akkordeon, Fiedel, Har-
monika und Dudelsack wesent-
lich seltener zur Reparatur als
vorher. Das Innenleben der Ins -
trumente ist kaum noch rußver-
schmiert, der Klang hat sich
deutlich verbessert – die gesun-
de Luft tut also gut – hoffentlich
auch den Spielern und den Zu-
hörern.

Die kostenlosen Mas-
sagen für die Beamten des Fi-
nanzamtes und der Statistikbe-
hörde in Australien sind dem
Rotstift zum Opfer gefallen. Der
stellvertretende Finanzminister

>

Chris Bowen begründete dies
mit dem Hinweis auf viele ande-
re hart arbeitende Menschen in
Australien, die dieses Privileg
nicht hätten. Es sei eine Frage
der Gleichbehandlung, wenn
deshalb ein Teil der Staatsdiener
ebenfalls auf Massage verzich-
ten müsste. Den Steuerzahlern
spart diese rigorose Maßnahme
sage und schreibe 65 000 Euro
im Jahr.

Ein österreichischer
Polizist, unterwegs im Strei-
fenwagen in seinem Revier in
Klagenfurt im Bundesland Kärn-
ten, ist eigentlich nichts beson-
deres, doch rammt sein Auto ein
anderes Fahrzeug und bewegt
sich in Schlangenlinien weiter
fort, ist Misstrauen angesagt.
Die Kollegen stoppten den Kolle-
gen und ließen ihn pusten:
1,44 Promille. Der Führerschein
des benebelten Ordnungshüters
wurde sofort eingezogen, und
Maßnahmen bis zur Entlassung
aus dem Dienst drohen ihm.

Zu viel Alkohol – wohin
das führen kann, demostrierte
ein 37-jähriger Schotte. Der
Mann meldete sich in einem
Glasgower Krankenhaus und
klagte über Kopfschmerzen und

>

>

Sehstörungen, die die Ärzte
allerdings nicht diagnostizieren
konnten, da seine Werte an -
sonsten völlig normal waren.
Schließlich stellte sich heraus,
dass der Mann vier Wochen vor-
her nach einem Streit mit seiner
Frau innerhalb von vier Tagen
rund 35 Liter Bier getrunken hat-
te. Aufgrund der großen Menge
Alkohols war er derart ausge-
trocknet, dass sich im Gehirn ei-
ne seltene Form der Venen-
Thrombose entwickelt hatte.

Kein Ausweis, kein
Bier. Wer in Schweden Alkohol
kaufen will, sollte seinen Aus-
weis nicht vergessen, weil sich
jeder Kunde als volljährig legiti-
mieren muss. Da hilft es auch
nichts, wenn der Käufer durch-
aus erwachsen aussieht. Diese
Erfahrung machte Per-Eric Hen-
ricsson in einem Spezialgeschäft
für Alkoholika und musste ohne
Bier wieder abziehen. Auf seine
Beschwerde erklärte der Markt-
leiter, Ausnahmen würden in
keinem Fall gemacht. Henrics-
son ist immerhin 77 Jahre alt.

In britischen Behör-
den verschwinden immer wie-
der Daten – zum Beispiel von 
25 Millionen Kindergeldempfän-
gern bei der britischen Steuer-
behörde – dabei auch sensible
Bankdetails. Der nächste Verlust
traf das Verkehrsministerium:
Ein Datenträger mit Namen,
Adressen und Telefonnummern
von mehr als drei Millionen
Fahrschülern verschwand spur-
los. Ein Behördensprecher er-
klärte, dass eine wirkliche Ge-
fahr für die Betroffenen nicht
bestehe – vielleicht befinden
sich Kopien in den Archiven. �

>

>
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